Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7522 


23. 04. 97 


Antrag 

der Abgeordneten Ottmar Schreiner, Gerd Andres, Doris Barnett, Ingrid Becker- 
Inglau, Hans Büttner (Ingolstadt), Edelgard Bulmahn, Peter Dreßen, Konrad Gilges, 
Karl-Hermann Haack (Extertal), Rolf Hampelmann, Renate Jäger, Jann-Peter 
Janssen, Walter Kolbow, Erika Lotz, Dieter Maaß (Herne), Ulrike Mäscher, Leyla 
Onur, Adolf Ostertag, Renate Rennebach, Otto Reschke, Siegfried Scheffler, Horst 
Schmidbauer (Nürnberg), Dagmar Schmidt (Meschede), Dr. Angelica Schwall- 
Düren, Wieland Sorge, Wolfgang Thierse, Hans-Eberhard Urbaniak, Jochen Welt, 
Dr. Peter Struck, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD. 


Sofortmaßnahmen zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit durch Abbau von 
Überstunden und Förderung von Teilzeitarbeitsplätzen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

Ein Wirtschaftsaufschwung allein kann die Massenarbeitslosigkeit 
nicht beseitigen. Dazu kommen müssen auch Maßnahmen zur ge- 
rechten Verteilung der Arbeit. 

Ein einfaches und schnell umsetzbares Mittel zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit ist der Abbau von Überstunden. Nach den neue- 
sten Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung ist die Zahl der Überstunden trotz der Wirtschaftskrise nur 
wenig zurückgegangen. Das rechnerische Potential liegt nach wie 
vor bei mehr als 1 Mio. Arbeitsplätzen. Eine Verminderung der 
Überstunden ist Bestandteil der Studie „Wege zu mehr Beschäfti- 
gung" . Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat dar- 
in modellhaft berechnet, daß allein ein Abbau der zuschlags- 
pflichtigen Überstunden um 40 % im zweiten Jahr zu 442 000 
zusätzlichen Arbeitsplätzen führen würde. Das ergäbe eine Ver- 
minderung der Arbeitslosigkeit um 282 000 Personen, weil ein Teil 
der zusätzlichen Arbeitsplätze aus der stillen Reserve besetzt wür- 
de. 

Arbeitsmarktpolitische Effekte lassen sich zusätzlich durch mehr 
Teilzeitarbeit erzielen. Deutschland liegt mit einem Anteil von 
16 % Teilzeitbeschäftigten international nur im Mittelfeld. Die Nie- 
derlande weisen z. B. eine Teilzeitquote von 36 % auf. Die Bun- 
desregierung ist aber Initiativen zur Teilzeitförderung weitgehend 
schuldig geblieben. Appelle und Informationsbroschüren reichen 
nicht aus. Die Neuregelungen zur Teilarbeitslosigkeit im sog. 
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Arbeitsförderungs-Reformgesetz wirken teilweise sogar kontra- 
produktiv, wie Gewerkschaften und Frauenverbände auf mehre- 
ren Anhörungen herausgestellt haben. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. durch gesetzliche Rahmenregelungen etwa im Arbeitszeitge- 
setz die Ankündigung des Bundeskanzlers umzusetzen, regel- 
mäßige Überstunden zu beschränken und die Tarif Vertrags- 
parteien bei Lösungen für einen Abbau von Überstunden zu 
unterstützen. Zum Beispiel sollten Arbeitszeitkonten und 
Freizeitausgleich viel stärker genutzt werden; 

2. durch eine gesetzliche Regelung die noch vorhandenen Hin- 
dernisse im Arbeitsrecht für Teilzeitbeschäftigte zu beseitigen, 
insbesondere einen grundsätzlichen Rechtsanspruch auf Er- 
mäßigung der Arbeitszeit mit Rückkehrrecht einzuführen, z. B. 
entsprechend dem Gesetzentwurf des Landes Brandenburg im 
Bundesrat; 

3. den Entwurf des Bundesrates zur kostenneutralen Förderung 
der Teilzeitbeschäftigung nicht länger zu blockieren. 
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